
NATO  torpedieren  –  Versenkt
das  Imperialistische
Schlachtschiff!
Am 4. und 5. September fand in Newport Wales der diesjährige NATO-
Gipfel statt, das Treffen der FührerInnen der 28 Mitgliedstaaten der
NATO.  Es  handelt  sich  hierbei  um ein  Koordinierungstreffen  der
weltweit  mächtigsten  Militärallianz,  dem  Waffenbündnis  zur
Durchsetzung  westlicher  Imperialismus-Interessen.  Die
Jugendorganisation Revolution rief zur Blockade des Gipfels auf, um
der menschenverachtenden und rücksichtslosen Politik des Kapitals
Einhalt  zu  gebieten.  Wir  stellen  uns  gegen  den  Rohstoff-  und
Ressourcen-Hunger  der  ImperialistInnen  und  ihrer  kruden
Kriegstreiberpolitik,  welche  ganze  Länder  in  Bürgerkrieg,  Hunger
und Vertreibung versinken lässt. Dieser Artikel hat zum Ziel sich mit
den Hintergründen der NATO, ihrer Geschichte und ihrer Strukturen
auseinander zusetzen ,sowie ihre aktuelle strategische Ausrichtung zu
bewerten.

Die grundlegende Frage für uns ist:  Wieso gibt es die NATO überhaupt?
Hierbei ist die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg entscheidend. Das Bündnis
der Alliierten, bestehend aus den USA, Großbritannien, Frankreich und der
Sowjetunion hat den deutschen und italienischen Faschismus besiegt. Die
Rote Armee hat auf ihrem Vormarsch die osteuropäischen Länder unter die
Kontrolle Stalins gebracht und unterdrückt die aufkeimenden Arbeiterräte
und  Antifaschistischen  Komitees.  Europa  befindet  sich  in  einer
vorrevolutionären Phase. Die ehemaligen Regierungen haben sich noch nicht
stabilisiert  und  die  kommunistischen  WiderstandskämpferInnen  und
GewerkschafterInnen kommen aus dem Untergrund und den Arbeitslagern.
Revolution  liegt  in  der  Luft.  Auf  Drängen  der  Westmächte  und  mit
versprochenen  Hilfslieferungen,  gibt  Stalin  den  westeuropäischen
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Kommunistischen  Parteien  die  Anweisung,  sich  ruhig  zu  verhalten,  die
Waffen abzulegen und Regierungen mit den bürgerlichen Parteien zu bilden –
ganz im Sinne der stalinistischen Doktrin ‚Sozialismus in einem Land‘ soll die
Revolution in Russland gesichert werden, selbst mit Verrat an der eigenen
Bewegung und Verkauf an den Westen.

Stalin verkauft die Revolution

Absehbarer Weise ging Stalins Plan nach hinten los. Die Westmächte nutzten
die  Verschnaufpause  zur  Stabilisierung  der  Regierungen  und  für
antikommunistische Propaganda, die Geschichte wurde umgedeutet und man
sprach  die  UnternehmerInnen  und  das  groß  Kapital  bis  auf  wenige
Ausnahmen von der Mitschuld am Faschismus frei. Der Feind war nun der
wiedererstarkende Kommunismus. Man begann als Ausdruck dieser Politik
und aus Gründen militärischen Verteidigung gegen die Rote Armee, mit der
Aushandlung des Nordatlantikvertrages.  Durch die Unterzeichnung dieses
Vertrages  wurde  1949  die  NATO  gegründet,  bestehend  aus  16
Mitgliedsstaaten,  darunter  die  USA,  Kanada,  Großbritannien,  Frankreich,
Italien, Niederlande usw. Als Gegengewicht etablierte die Sowjetunion kurz
darauf  den  Warschauer  Pakt.  Die  NATO  wuchs  kontinuierlich  auf  die
heutigen 28 Mitgliedstaaten an. 1955 wird Deutschland wiederbewaffnet und
ebenfalls  NATO-Mitglied.  Auch  ehemalige  Warschauer  Pakt  Staaten  sind
heute in der NATO vertreten, etwa Polen, Tschechien und Ungarn.

„Die Amerikaner versprachen, dass die NATO sich nicht über die Grenzen
von Deutschland ausdehnen werde nach dem Kalten Krieg. Aber jetzt sind
die  Hälfte  der  Länder  Osteuropas  NATO-Mitglieder.  Was  ist  mit  dem
Versprechen geschehen? Das zeigt man kann ihnen (der NATO, den USA)
nicht trauen“ Michael Gorbatschow, 2008

Die  Ausrichtung  der  NATO  war  von  Anfang  gegen  den  Kommunismus
gerichtet.  Jedoch  nicht  beschränkt  auf  die  Politik  Stalins.  In  ihren
Mitgliedsländern  und  darüber  hinaus  wurde  gezielte  Verfolgung  und
Unterdrückung  jeglicher  Form kommunistischer  Politik  betrieben.  Sei  es
etwa die Kommunisten-Hatz in den USA durch McCarthy 1950, das Verbot
und die  Verfolgung der  KPD in  Deutschland 1956,  der  fehlgeschlagenen



Invasion Kubas durch die USA 1961, der Unterstützung der NATO-Länder für
den Völkermord an bis  zu 1.  Mio.  Kommunisten im Indonesien der 60er
Jahre,  der Liquidierung Che Guevara auf  Anweisung der CIA 1967,  dem
Vietnamkrieg usw. Die Ausrichtung der NATO-Politik zeigt, dass es um den
Erhalt und den Ausbau der Macht, mit jeglichen Mitteln geht – Wichtigster
Punkt dabei: Es wird penibel darauf geachtet ein bestmögliches Feindbild zu
errichten. So geschehen bei Saddam Husein im Irak, bei Osama Bin Laden in
Afghanistan, dem Widerstand in Palästina gegen die Politik Israels und den
Separatisten in der Ost-Ukraine. Es soll der Eindruck entstehen, die NATO
kämpfe gegen das Böse in der Welt.

Der geheime Krieg des „Verteidigungsbündnisses“

Ein wichtiges Kapitel in der Geschichte der NATO sind die Geheimarmeen –
Schattenstrukturen  die  parallel  zu  dem  bestehenden  Militär  aufgebaut
wurden.  Als  Sammelbegriff  für  diese  regional  tätigen  Stay-behind-
Organisationen,  wird  heute  der  Name  der  italienischen  Sektion  ‚Gladio‘
verwendet.  Diese  Gruppen  setzten  sich  zusammen  aus  Nationalisten,
Faschisten, vorrangig mit Einsatzerfahrung wie Polizisten oder Militärs. In
Deutschland  waren  dies  ehemalige  SS  und  Wehrmachtsangehörige.  Ziel
dieser  Kampfgruppen  war  es  im  Falle  einer  Invasion  Spionage-  und
Sabotageakte zu begehen, die Flucht der Regierung ins Exil zu Unterstützen
und  Exekutionen  in  der  Bevölkerung  durchzuführen  um  gezielt
Oppositionelle  auszuschalten.  Im  „Notfall“,  beispielsweise  bei  einem
Linksruck der Regierung oder Bevölkerung, sollte diese Gruppe ebenfalls
zuschlagen.  Der  Charakter  dieser  Armeen  ist,  wie  die  jedes  anderen
bürgerlichen Militärs, absolut autoritär und antidemokratisch.Im Gegensatz
zu einer regulären Armee sind diese Gruppen jedoch keinerlei staatlicher
Kontrolle  seitens  der  Regierung  ausgesetzt,  sondern  werden  nur  von
eingeweihten,  hochrangigen  Militär-  oder  Geheimdienst-Offizieren  betreut.

Die NATO unterstützen diese Gruppen praktisch durch Waffen, Ausrüstung,
Geld und Ausbilder. Über das ganze Land hinweg wurden Waffenlager und
kleine Ausbildungsgruppen unterhalten. Im Zuge einer Bewaffnung dieser
Gruppe in Italien 1976 wurden zwei Carabinieris, welche einen LKW voller
illegaler NATO-Waffen kontrolliert hatten, in ihrer Kaserne exekutiert. Die



Waffenversorgung fand aufgrund eines Linksrucks in der Regierung statt,
Zeugen konnte man dabei keine gebrauchen. Der Mord wurde Jugendlichen
aus der Umgebung in die Schuhe geschoben, einer davon war der damals 22
jährige Giuseppe Gulotta – er bekam 22 Jahre Haft.

Die  Existenz  dieser  Geheimarmeen  wurde  1990  von  dem  italienischen
Ministerpräsidenten Giulio Andreotti aufgedeckt. Er legt nahe das es diese
Organisationen auch in zahlreichen anderen europäischen Ländern gab und
gibt.  Dabei  meint  er  Aktive  NATO-Länder  wie  Frankreich,  Deutschland,
Spanien,  Griechenland,  Portugal,  Niederlande,  Norwegen,  genauso  wie
„neutrale“  Länder  wie  die  Schweiz,  Schweden  oder  Irland.  Es  wurde
aufgedeckt,  dass  der  Anschlag auf  der  Piazza Fontana 1969 –  innerhalb
dieser Ermittlung „fiel“  der Anarchist  Giuseppe Pinelli  aus dem 5.  Stock
eines Polizeireviers-, der Bombenanschlag von Bologna 1980, eventuell das
Oktoberfestattentat  im  Selben  Jahr,  mit  diesen  Gruppen  in  Verbindung
stehen. Oder etwa die Versenkung des Greenpeace Schiff ‚Rainbow Warrior‘
durch  den  französischen  Geheimdienst.  Zurzeit  läuft  ein  Verfahren  in
Luxemburg  zur  Aussage  eines  Angehörigen  eines  verstorbenen  BND-
Mitglieds  bezüglich  der  Verwicklungen  zum  Oktoberfestattentat.  Im
Zeitraum von 1960 bis  1980 rollte  eine Kampagne rechten Terrors über
Italien hinweg, der Höhepunkt war im Jahr 1978 mit 2400 faschistischen
Anschlägen.

Die Aussage von Italiens offizieller Untersuchungskommission aus dem Jahr
2000: „Diese Massaker, diese Bomben, diese militärischen Aktionen wurden
von Männern innerhalb italienischer staatlicher Einrichtungen organisiert
oder gefördert oder unterstützt und, wie kürzlich aufgedeckt wurde, auch
von  Männern  die  mit  den  Strukturen  der  Geheimdienste  der  USA  in
Verbindung standen.“

Die Dunkelziffer weiterer Morde und Anschläge ist  nur zu erahnen. Fest
steht jedoch das gezielt nationalistische und faschistische Gruppen aufgebaut
wurden. Die Frage ist also warum? Was bringt dieser Staatsterrorismus, wie
er in Italien genannt wurde? Man schürte Angst und wollte, dass sich das
Vertrauen der Bevölkerung in die Staatsinstitutionen richtet.  Wenn es in
Europa einen Anschlag gab, wurde er sofort der jeweiligen Linken in die



Schuhe geschoben. Im Gegenteil wurden Spuren gezielt verwischt, um einen
rechten Hintergrund auszuschließen. Die Propagierung des ‚Linken Terrors‘
sollte  in  der  Bevölkerung  einen  Rechtsruck  auslösen  und  somit  jeder
aufkeimende Sozialismus unterbunden werden. „Die CIA wollte entsprechend
der  Anweisungen  ihrer  Regierung  einen  italienischen  Nationalismus
aufbauen, der in der Lage war, alles aufzuhalten, was seiner Meinung nach
zur  Linken neigte,  und zu  diesem Zweck habe man möglicherweise  den
Rechtsterrorismus  benutzt.“  General  Giandelio,  ehemaliger  Chef  der
italienischen  Spionageabwehr.

Militärische Ausrichtung, Verschwiegenheit und Kalkül

 Links  NATO-Oberkommandant  SACEUR  Philip  M.  Breedlove,  mittig
Generalsekretär Anders Fogh Rasmussen

Die Frage drängt sich auf,  wie sieht  denn eine Struktur aus,  die solche
Tätigkeiten  begünstigt?  Die  bekannteste  Person  der  NATO  ist  der
Generalsekretär  Anders  Fogh Rasmussen,  seine  Funktion  ist  jedoch  rein
repräsentativer  Natur,  man  könnte  sagen  der  Pressesprecher.  Als
Militärbündnis ist die NATO strikt hierarchisch/ militärisch aufgebaut. Die
größte Verantwortung und zuständig für die strategische Ausrichtung ist der
SACEUR (Supreme Allied Command Europe). Der NATO- Oberkommandant
ist direkt dem Pentagon unterstellt. Seit Entstehung wird dieses Amt von
hochrangigen US-Militärs getragen – dass des Generalsekretärs stets von
Europäern.  Die  Aufteilung  der  Welt  in  die  Verantwortungszonen
Nordamerika,  Südamerika,  Afrika,  Pazifik  und  Zentral,  zeigt  das  globale
geopolitische  Interesse  der  westlichen  ImperialistInnen.  Das  Bündnis  ist
somit eine Interessensvertretung der Imperialistischen Mächte, auch wenn
ein Machtkampf innerhalb des Bündnisses stattfindet. Die USA mit ihrem
weltweit stärksten Militärapparat stellen bis dato die Führung. Dies alles
zeigt,  die  NATO  ist  grundlegend  antidemokratisch  –  Schlagwort
„Geheimarmeen“ – und fernab jeder öffentlichen Kontrolle und Transparenz.

Der Kalte Krieg ist vorbei, doch das Bündnis besteht weiter

Doch wie kann man die heutige Politik der NATO bewerten? Etwa im Falle
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des Kosovo Kriegs 1999, ohne UN-Mandat, der Einmarsch in den Irak 2003
mit gefälschten Beweisen, der illegale Drohnenkrieg in Pakistan. Wenn man
sich  auf  das  bürgerliche  Spiel  einlässt  alles  mit  dem  Völkerrecht  zu
bewerten,  sind  dies  klare  Verstöße  gegen  das  Völkerrecht.  Bei  den
Anschlägen des 11. Septembers berief  man sich auf den Bündnisfall,  die
Terroranschläge wurden als Angriff auf einen NATO-Partner gewertet, was
alle  Mitgliedsländer  automatisch  in  den  Kriegszustand  versetzt:  Die
Grundlage  um  in  Afghanistan  einzumarschieren.  Die  Verwendung  des
Bündnisfalles im Zusammenhang mit  einer Terrorgruppe,  zeugt eher von
zwanghafter Rechtfertigung politischer Interessen. Doch das wäre auch zu
vorschnell  geurteilt.  Betrachtet  man  die  Strategie  der  NATO,  etwa  die
Ausrichtung auf asymmetrische Kriegsführung, also der Kampf gegen Milizen
oder  Guerilla,  der  Einsatz  in  Bürgerkriegen,  Aufstandsbekämpfung  usw.,
bildet sich deutlich heraus:

Die NATO ist kein Verteidigungsbündnis sondern richtet sich auf die1.
Kriegsführung im Ausland im Interesse des Kapitals aus
Die  Verwendung  von  Terror  als  Kriegsgrund  kann  nun  als2.
Legitimation für den Einsatz in jedem beliebigen NATO-Land , sowie
in Halb-Kolonialen Ländern der „dritten Welt“ dienen.

Das Bündnis dient somit auch dem Kampf gegen die eigene Zivilbevölkerung
im Falle von sozialen Unruhen – Bei den Aufständen in Bosnien diesen Jahres,
wurde darüber debattiert ein Truppen-Kontingent zu entsenden.

Karte der NATO-Basen in Europa, Asien und Nordafrika

Auffällig  ist  auch,  dass  die  NATO-Erweiterung  zielgerichtet  nach  Osten
stattfindet.  Strategisch  betrachtet  rückt  man  somit  dem  Konkurrenten
Russland auf die Pelle, gleichzeitig verschiebt man die Militärstützpunkte
auch  immer  weiter  gegen  die  andere  Imperialistische  Großmacht  China,
sowie die aufstrebende Großmacht Indien. Die Energieversorgung mit Erdöl
und Erdgas findet ebenfalls über den Osten statt. Die NATO sichert sich nun
einerseits Zugang zu den Energiequellen, andererseits schafft sie sich auch
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einen  Korridor  für  den  Energietransport  und  rückt  militärische
Operationsbasen an die Konkurrenten heran. Afghanistan stellt ein solches
Schlüsselland dar,  welches alle  genannten Faktoren erfüllt.  Im Falle  der
Ukraine trifft  dies  ebenfalls  zu,  es  zeichnet  sich aber  auch eine interne
Spannung ab. Im politischen Mächteringen mit Russland, verliert  die EU
einen  wichtigen  Handelspartner,  gleichzeitig  will  man  die  Ukraine  als
Arbeits- und Absatzmarkt gewinnen. Den USA gibt sich die Möglichkeit zwei
Rivalen gegen einander auszuspielen, Russland und Europa – die Ukraine
verliert in jedem Fall. Der Einsatz des Faschismus als Waffe gegen die soziale
Bewegung findet auch hier wieder Anwendung, ganz in der Tradition der
NATO wird über Leichen gegangen. Am 29. August wurde im ukrainischen
Parlament ein Gesetz verabschiedet, welches die Einbindung der Ukraine als
NATO-Partner vorbereitet. In Verbindung mit den Truppenverschiebungen in
den Osten, ist dies als klare Kampfansage gegen den Konkurrenten Russland
zu werten.

Kein Frieden mit der NATO

Als KommunistInnen ist die Akzeptanz eines solchen Bündnisses undenkbar.
Sowie bei jedem bürgerlichen Militärapparat auch, gehören die Strukturen
zerschlagen und das Bündnis aufgelöst. Jede soziale Bewegung wird von der
NATO als  Bedrohung war genommen und wird,  wie etwa mit  dem Stay-
Behind-Programm, attackiert.  Im Falle einer sozialen Revolution in einem
Mitgliedsland,  wird  die  NATO  aufmarschieren  um  die  Besitz-  und
Machtverhältnisse wieder herzustellen. Auf der Sicherheitskonferenz (SIKO)
ist dieses Szenario in den zentralen Fokus der Innen- und Außenpolitik der
kapitalistischen Regierungen gerückt. Als einer der zentralen Knotenpunkte
des militärischen Luftverkehrs,  als  weltweit  drittgrößter Waffenproduzent
und dominante Macht in Europa, ist es für uns in Deutschland erklärtes Ziel
diese  Strukturen  anzugreifen  und  zu  stören.  Der  Widerstand  gegen  die
imperialistische  Kriegspolitik,  ist  eine  direkte  Unterstützung  des
antifaschistischen  Kampfes  der  Ostukraine.  Deshalb  rufen  wir  dazu  auf:

Bringt  die  Wahrheit  auf  den  Tisch:  Die  NATO  ist  ein  global
operierender Aggressor und kein Verteidigungsbündnis
Verjagt die NATO von öffentlichen Plätzen, Schulen, Berufsschulen



und  Universitäten  –  Wir  wollen  keinen  Militarismus  und  keine
Kriegstreiberei!
Blockiert  alle  strategischen  Versammlungen  der  kapitalistischen
Nationen. Blockade der NATO-Gipfel, der SIKO und sowie der G7, G8
und G20 etc.
Umverteilung  aller  Rüstungsausgaben  in  die  Kranken-,
Sozialversorgung und Bildung
Zerschlagung  der  NATO  und  des  dazugehörenden  Militärs.
Zerstörung jeglicher Kapazität zur Aufstandsbekämpfung
Offenlegung  aller  NATO-  und  Geheimdienstakten  –  wir  wollen
Transparenz und keine Lügen!
Boykottiert den G8-Gipfel am 4. und 5. Juni 2015 auf Schloss Elmau
in Bayern!

KurdInnen  kämpfen  gegen
"Islamischen Staat"
Seit rund 100 Jahren lebt das kurdische Volk in nationaler Unterdrückung.
Mit  der  willkürlichen  Grenzziehung  der  Großmächte  nach  dem  ersten
Weltkrieg,  wurde das  kurdische Volk  gespalten.  Seither  leben insgesamt
30-40  Millionen  KurdInnen  in  Irak,  Iran,  Syrien  und  der  Türkei  als
unterdrückte  Minderheit.

Völkermorde an und die tägliche Unterdrückung der KurdInnen, waren lange
aus der öffentlichen Debatte verbannt. Die Türkei zum Beispiel, einer der
größten Waffenabnehmer Deutschlands, führt einen dauerhaften Krieg gegen
die KurdInnen. Selbst das Recht ihre eigene Sprache zu sprechen, wird ihnen
verwehrt. Der Bürgerkrieg in Syrien, sowie das aufkommen der reaktionären
und fundamentalistischen Kraft „Islamischer Staat“ (IS), die in Syrien und
dem Irak für die Errichtung eines „Kalifats“ kämpft, hat die kurdische Frage
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nun aber wieder in den Vordergrund gerückt.

Die KurdInnen in Rojava (Nordsyrien), unter Führung der YPG (eine linke
Organisation  der  KurdInnen)  haben  ihre  eigenen  Gebiete  unter
Selbstverwaltung gebracht und verteidigen sie mutig gegen die Einheiten
des IS.  Auch die  PKK (Kurdische Arbeiterpartei  in  der  Türkei)  eilte  den
Yeziden,  einer Glaubensgemeinschaft  im Irak,  zu Hilfe,  als  diese vom IS
angegriffen  wurde.  Doch  auch  die  KurdInnen  im  Nordirak  unter  der
bürgerlichen  Führung  des  Barzani-Clans  werden  vom  IS  bedroht.

Block  der  Neuen  ant ikapital ist ischen
Organisation  in  Solidarität  mit  Kobane

Wir von REVOLUTION solidarisieren uns mit dem kurdischen Widerstand,
insbesondere mit  dem vom IS belagerten Rojava.  Organisationen wie die
PKK, müssen sofort von den europäischen „Terrorlisten“ gestrichen werden,
auf  denen  sie  nur  stehen,  weil  sie  sich  gegen  die  Unterdrückung  der
KurdInnen  zur  Wehr  setzen.  Ebenfalls  denken  wir,  dass  der  legitime
Widerstand gegen Mörderbanden wie  dem IS,  aber  auch Schlächter  wie
Assad (syrischer Dikator) nur mit Waffen möglich ist.

Luftangriffe oder Bodeninvasionen der ImperialistInnen (USA, Deutschland
etc.), die den Nahen Osten zu dem Brandherd gemacht haben, der er heute
ist,  sind es  allerdings keine Antwort.  Wir  treten stattdessen für  ein  von
Diktaturen  und  ausländischer  Ausbeutung  freies  und  sozialistisches
Kurdistan ein. Doch bürgerliche Regime wie das von Barzani im Nordirak,
aber auch die reformistische PKK geben auf diese Fragen keine Antwort.
Deshalb  treten  wir  für  den  Aufbau  einer  konsequenten  revolutionären
Organisation  ein,  die  für  ein  freies  Kurdistan  und  eine  Föderation
sozialistischer  Staaten  im  Nahen  Osten  kämpft.

Kurzartikel von Georg Ismael, REVOLUTION-Berlin
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Offene DIskussionsveranstaltung der NAO in Berlin, mit Gästen die wir
zum Bericht und zur Debatte einladen.

KurdInnen  kämpfen  gegen
"Islamischen Staat"
Seit rund 100 Jahren lebt das kurdische Volk in nationaler Unterdrückung.
Mit  der  willkürlichen  Grenzziehung  der  Großmächte  nach  dem  ersten
Weltkrieg,  wurde das  kurdische Volk  gespalten.  Seither  leben insgesamt
30-40  Millionen  KurdInnen  in  Irak,  Iran,  Syrien  und  der  Türkei  als
unterdrückte  Minderheit.

Völkermorde an und die tägliche Unterdrückung der KurdInnen, waren lange
aus der öffentlichen Debatte verbannt. Die Türkei zum Beispiel, einer der
größten Waffenabnehmer Deutschlands, führt einen dauerhaften Krieg gegen
die KurdInnen. Selbst das Recht ihre eigene Sprache zu sprechen, wird ihnen
verwehrt. Der Bürgerkrieg in Syrien, sowie das aufkommen der reaktionären
und fundamentalistischen Kraft „Islamischer Staat“ (IS), die in Syrien und
dem Irak für die Errichtung eines „Kalifats“ kämpft, hat die kurdische Frage
nun aber wieder in den Vordergrund gerückt.

Die KurdInnen in Rojava (Nordsyrien), unter Führung der YPG (eine linke
Organisation  der  KurdInnen)  haben  ihre  eigenen  Gebiete  unter
Selbstverwaltung gebracht und verteidigen sie mutig gegen die Einheiten
des IS.  Auch die  PKK (Kurdische Arbeiterpartei  in  der  Türkei)  eilte  den
Yeziden,  einer Glaubensgemeinschaft  im Irak,  zu Hilfe,  als  diese vom IS
angegriffen  wurde.  Doch  auch  die  KurdInnen  im  Nordirak  unter  der
bürgerlichen  Führung  des  Barzani-Clans  werden  vom  IS  bedroht.
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Block  der  Neuen  ant ikapital ist ischen
Organisation  in  Solidarität  mit  Kobane

Wir von REVOLUTION solidarisieren uns mit dem kurdischen Widerstand,
insbesondere mit  dem vom IS belagerten Rojava.  Organisationen wie die
PKK, müssen sofort von den europäischen „Terrorlisten“ gestrichen werden,
auf  denen  sie  nur  stehen,  weil  sie  sich  gegen  die  Unterdrückung  der
KurdInnen  zur  Wehr  setzen.  Ebenfalls  denken  wir,  dass  der  legitime
Widerstand gegen Mörderbanden wie  dem IS,  aber  auch Schlächter  wie
Assad (syrischer Dikator) nur mit Waffen möglich ist.

Luftangriffe oder Bodeninvasionen der ImperialistInnen (USA, Deutschland
etc.), die den Nahen Osten zu dem Brandherd gemacht haben, der er heute
ist,  sind es  allerdings keine Antwort.  Wir  treten stattdessen für  ein  von
Diktaturen  und  ausländischer  Ausbeutung  freies  und  sozialistisches
Kurdistan ein. Doch bürgerliche Regime wie das von Barzani im Nordirak,
aber auch die reformistische PKK geben auf diese Fragen keine Antwort.
Deshalb  treten  wir  für  den  Aufbau  einer  konsequenten  revolutionären
Organisation  ein,  die  für  ein  freies  Kurdistan  und  eine  Föderation
sozialistischer  Staaten  im  Nahen  Osten  kämpft.

Kurzartikel von Georg Ismael, REVOLUTION-Berlin

Offene DIskussionsveranstaltung der NAO in Berlin, mit Gästen die wir
zum Bericht und zur Debatte einladen.

Gegen  die  Demonstration  der
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Faschist_innen am 3. Oktober in
Hamm!
Zum  wiederholten  Male  planen  Neonazis  eine  Demonstration  in  der
westfälischen Stadt Hamm. Nach dem Verbot der Kameradschaft Hamm wird
die Demonstration unter dem Motto: „Wir sind das Volk! Gemeinsam für
Frieden, Freiheit und Selbstbestimmung.“ nun vom Kreisverband der Nazi-
Partei DIE RECHTE, welche sogar über einen Sitz im städtischen Parlament
verfügt, angemeldet. Das hinter diesem Aufruf u.a. mal wieder Rassismus à la
carte,  wie immer getarnt als Ethnopluralismus („jedem Volk sein Land“),
steckt, wird beim Lesen von diesem sofort klar.

Als Datum für ihren Aufmarsch dient den Faschist*innen der 3.Oktober,
also der Tag der deutschen Einheit – der nationalistische Feiertag der
bürgerlichen Mitte.  Da der Aufmarsch zum Antikriegstag in Dortmund in
diesem Jahr sehr klein ausfiel, ist damit zu rechnen, dass größere Gruppen
von Faschist*innen aus anderen Städten in NRW und anderen Bundesländern
nach Hamm mobilisieren – es ist mit etwa 400 rechter Nasen zu rechnen. Das
Verbot  der  rechtsterroristischen  Verbindung  „Kameradschaft  Hamm“  im
August  2012  sorgte  offensichtlich  genauso  wenig  für  ein  Ende  rechter
Aktivitäten wie es das Verbot des „Nationalen Widerstand Dortmund“ tat.
Wieder einmal zeigt sich, dass der bürgerliche Staat nicht bereit ist, rechte
Strukturen effizient zu bekämpfen – Alles muss man selber machen! „Wir
brauchen kein Verbot, denn wir könn‘ das viel besser!“ – ZSK, Antifascista.
Wie bereits in den Jahren zuvor wird es also auch in diesem Jahr Proteste
und  Gegenaktionen  gegen  den  Aufmarsch  geben.  Das  antifaschistische
Jugendbündnis  haekelklub  590,  zu  dessen  Unterstützer*innen  Antifa-
Gruppen, DGB-Jugend und Parteijugenden zählen,  ruft  zur Demonstration
„Entschlossen  gegen  rechtes  Gedankengut,  vom  Stadtrat  bis  zum
Stammtisch“  auf.

Die Nazis haben den Hinterausgang des Bahnhof als Startpunkt ausgewählt,
wo sie sich um 13:00 Uhr treffen wollen. Wie immer ist hier mit Täuschungen
und Routenänderungen zu rechnen.

https://onesolutionrevolution.de/gegen-die-demonstration-der-faschistinnen-am-3-oktober-in-hamm/
https://onesolutionrevolution.de/gegen-die-demonstration-der-faschistinnen-am-3-oktober-in-hamm/
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2014/07/antifa.jpg


Treffpunkt zur Gegendemo, welche versuchen will, viele markante Punkte in
der Stadt zu kreuzen, ist  ebenfalls  der Hammer Bahnhof um 11:30 Uhr,
wahrscheinlich  an  dem  den  Nazis  gegenüber  liegenden  Ausgang  zum
Bahnhofsvorplatz.

Wir  von  REVOLUTION  rufen  dazu  auf  sich  an  der  Demonstration  des
antifaschistischen  Bündnis  zu  beteiligen,  aber  wir  bleiben  nicht  bei  der
Forderung nach lautem, kreativen Protest in Seh- und Hörweite der Nazis
stehen! Nein, unser Ziel ist es die Demonstration der Nazis aufzuhalten und
zu blockieren um die Faschist*innen von der Straße zu jagen. Wir geben uns
weder der Illusion hin, dass der bürgerliche Staat die Nazis stoppen wird,
noch  denken  wir  das  symbolische  Proteste  uns  in  dieser  Angelegenheit
weiterbringen – die erfolgreichen, geschlossenen Blockaden in Dresden, die
auch  mit  Massenmilitanz  durchgesetzt  wurden,  sind  der  Beweis.  Diesen
Kampf  verbinden  wir  immer  mit  dem  Kampf  gegen  die  Ursache  des
Faschismus – den Kapitalismus.

Wir wissen auch, dass am selben Tag in Hannover die Proteste gegen die
Einheitsfeierlichkeiten stattfinden – wir lehnen diese nicht ab. Jedoch rufen
wir dazu auf, Hamm nicht zu vergessen und bei eventuell kürzerer Anreise
unserem Aufruf zu folgen!

Enorm  wichtig  ist  hierbei,  auf  bereits  gemachte  Erfahrungen
zurückzugreifen. Hierzu empfehlen wir unseren Bericht von den Blockaden in
Magdeburg Anfang diesen Jahres:

http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/blockaden-in-magdeburg-eine
-bilanz-zwischen-erfolg-und-maengeln-der-bewegung/

Aufruf von REVOLUTION Germany, unterstützt von [’solid] Fulda
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Europäische Volkstümeleien für
die  Jugend:  Die  Identitäre
Bewegung
Rechts sein, dass aber selbst leugnen ist in letzter Zeit ein ziemlicher Trend
in Europa. Zu den zahlreichen Erscheinungen der „Neuen Rechten“ gehört
auch  die  „Identitäre  Bewegung“  –  eine  rassistische,  völkische
Jugendorganisation  deren  Ursprünge  in  Frankreich  liegen.
In unzähligen deutschen Städten und Dörfern sind sie bereits in Erscheinung
getreten,  auch  im  Internet  kursieren  zahlreiche  Propaganda-Videos.
Abgesehen von Stickern und ekelhaften Youtube Clips gab es hierzulande
glücklicherweise noch nicht allzuviel von den „Identitären“ zu sehen oder zu
hören, am 17.Mai gab es allerdings in Wien die erste Demonstration von ca.
100 Mitgliedern der „Identitären Bewegung“ aus ganz Europa.
Wie bei rechtspopulistischen Gruppierungen oft üblich behauptet auch die
Jugendorganisation mit dem schwarz-gelben Logo nicht rassistisch zu sein.
Das sie es aber dennoch sind wird schnell allen klar, die sich länger als zwei
Minuten mit ihnen beschäftigen.
Ethnokulturelle Identität statt Rasse
Der aufgeklärte Identitäre weiß, dass wir alle wegen unserer Abstammung
eine bestimmte ethnokulturelle Identität haben und daher zurück zu unseren
Wurzeln gehen müssen.

Diese ethnokulturelle Identität wird durch die „erzwungene Vermischung der
Rassen“ angegriffen und das ist  schlecht,  weil  ja bekanntlich alle Völker
ihren  eigenen  Lebensraum  haben  –  das  könnte  manchen  bekannt
vorkommen. Schlussendlich ist kaum ein Unterschied zwischen der kruden
Theorie der Ethnokulturellen Identität und der Blut-und-Boden Ideologie der
Faschisten  zu  erkennen,  beide  legitimieren den Kampf  von Rasse  gegen
Rasse und tragen damit zur Spaltung der unterdrückten Klasse bei.
Pro border! Pro nation! Stop immigration! – Symbole und Parolen der
Identidioten
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Die  Identitären  mögen  es  gerne  „modern“  aber  trotzdem  völkisch  und
bedienen sich einer Vielzahl von Symbolen mit historischem Hintergrund,
klauen aber auch gerne was es so an „linkem Style“ gibt um ansprechender
auf Jugendliche zu wirken.
Ihr  Logo  ist  das  sogennante  „Lambda“  ein  Buchstabe  des  griechischen
Alphabets. Anscheinend sind die Identitären von dem Hollywood Blockbuster
„300“ so fasziniert, dass sie auf sich gerne das Bild spartanischer Krieger
übertragen, die in der Antike in Unterzahl gegen das persische Invasionsheer
kämpften,  glücklicherweise verlieren diese 300 -ausnahmslos männlichen-
Kämpfer die Schlacht aber.
Derzeit  beschränkt  sich  der  identitäre  Aktionismus  auf  das  Internet.  In
mittlerweile relativ vielen Videos präsentieren die neu-rechten Jugendlichen
ihre Propaganda, hier ein paar Beispiele:

„Eure multikulturelle Gesellschaft bedeutet für uns nur Hass und Gewalt“
(Quelle Identitäre Bewegung, Soundtrack)
Viele -wenn nicht alle- von uns-sind selbst aus anderen Kulturkreisen oder
haben  Freund*innen,  Genoss*innen  oder  Familienangehörige  die  einfach
nicht „deutsch“ ist. Für jeden vernünftigen Menschen sollte feststehen, dass
Multikulturalismus vorallem eines ist, nämlich eine Form von Vielfalt, die ein
Gewinn für uns alle ist. Die rechten Holzköpfe sehen das aber anders, alles
was nicht „deutsch“ bzw. „europäisch“ ist, bedeutet für sie gleich Hass und
Gewalt.  Uns  als  Internationalist*innen  ist  klar,  dass  nicht  etwa  eine
weltoffene, multikulturelle Gesellschaft Hass und Gewalt bedeutet, sondern,
dass  Hass  und  Gewalt  von  rechten  Demagog*innen,  geistigen
Brandstifter*innen  und  rassistischer  Schläger*innen!

„Wir identitäre glauben, dass zwei Völker nicht zusammenleben können[…]
Masseneinwanderung?![…]  Das  geht  nicht  mehr!“  (Quelle:  französischer
Idenitärer im Interview in der Arte Dokumentationreihe Yourope)

Wie es in rechten Gruppen üblich ist fürchten auch die Identitären um den
Fortbestand „ihres“ „Volkes“. Der Grund dafür sei die Überfremdung durch
sogenannte Masseneinwanderung. Diese Überfremdung ist aber alles andere
als  eine  Bedrohung,  sondern  vielmehr  das  rhetorische  Schreckgespenst
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Nummer 1 verschiedenster rechter Demagogen und nichts weiter als ein
Hirngespinst.
„Wir  sind  die  doppelt  bestrafte  Generation:  dazu  verdammt  in  ein
Sozialsystem einzuzahlen, das so großzügig zu Fremden ist, daß es für die
eigenen  Leute  nicht  mehr  reicht“  (Quelle,  Génération  Identitaire  –
Kriegserklärung,  Youtube)

Die 326 €, die einem Flüchtling zum Überleben hierzulande gewährt werden
sind  den  Idenitären  anscheinend  zu  großzügig.  Die  Mär,  dass
Ausländer*innen den Einheimischen auf der Tasche liegen ist schlichtweg
gelogen und erneut zeigt  sich hier wie die Identitäre Bewegung sich an
klassischer rechter Rhetorik, wie sie auch bei Pro-Deutschland, oder der FPÖ
zu finden ist bedient.

Lasst uns gemeinsam den Idenitären (und allen anderen Rechten natürlich
auch) zeigen, dass wir nicht auf ihren faulen Schwindel hereinfallen, wir, die
Arbeiter*innenklasse und die Jugendlichen lassen uns nicht spalten erst recht
nicht von pseudomodernen Rassist*innen!

Ein Artikel von Flo Wasser, REVOLUTION Zülpich

Die  Angriffe  enden,  der  Krieg
geht  weiter  –  Bilanz  des  Gaza-
Krieges 2014
„The IDF’s campaign has not been concluded.“ steht auf den Flugblättern,
die die israelische Armee (Israel Defence Force) über Gaza abwirft, bevor sie
die Häuser bombardiert. Trotzdem einigten sich die palästinensische und die
israelische  Regierung  am  Dienstag,  den  26.08.14  auf  eine  unbefristete
Waffenruhe.  In  ihrem „Final  Showdown“ zerstörte  die  IDF mehrstöckige
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Wohnhäuser, natürlich wieder unter dem Vorwand, diese hätten der Hamas
als Versteck gedient.

Tatsächlich  handelt  es  sich  dabei  jedoch  um  gezielte  Angriffe  auf  die
spärliche palästinensische Infrastruktur. Im Fall der Hochhäuser wurden die
Büros des Ministeriums für Wohnungsbau getroffen[1].

Flugblatt der IDF

Während des letzten Gaza-Krieges kamen mehr als 2000 Palästinenser_innen
ums Leben,  dreiviertel  davon waren Zivilist_innen und unter  diesen 500
Kinder. Insgesamt gab es über 11.000 Verletzte. 100.000 Palästinenser_innen
sind obdachlos, teilweise kommt es zu 18 Stunden Stromausfall pro Tag und
nur 10% der Bevölkerung hat Zugang zu fließendem Wasser[2].

Auf israelischer Seite starben 64 Soldat_innen und 4 Zivilist_innen.

Gnädigerweise soll  die nun die Grenze zum Gaza-Streifen für humanitäre
Güter und Baumaterial geöffnet und die Fischfangzone am Mittelmeer um 6
Meilen ausgeweitet werden. Das Baumaterial gibt’s zwar nicht gratis, aber
wer denkt, dass die israelische Regierung eventuell auch noch Profit aus dem
Bombardement machen möchte, der_die ist sowieso, naja ihr wisst schon,
Antisemit_in.

Viele  Israelis  erschienen  auf  Grund  der  Sicherheitslage  nicht  an  ihrem
Arbeitsplatz, was in der dritten Woche des Konflikts bereits 130 Millionen
Dollar  Schaden  verursachte.  Als  Konsequenz  des  Konfliktes  will  die
israelische  Regierung  nun  mehr  Geld  in  das  Militär  investieren  und
gleichzeitig  in  zivilen  Sektoren  Geld  sparen[3].

Eine  weitere  Einnahmequelle  könnten  auch  die  400  Hektar  Land  im
Westjordanland werden, die sich Israel eine Woche nach der Waffenruhe
angeeignet hat.

Der Landraub läuft dort unter dem Gesetz zur „Erklärung zu Staatsland“, ein
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Relikt aus der Zeit des osmanischen Reiches[4].

Im ganzen Konflikt konnten die palästinensischen Verteidigungseinheiten nur
einen sehr geringen Erfolg erzielen. Da die Regierung unter Abbas und die
zweitgrößte  Is lamistengruppe  „Is lamischer  Dschihad“  die
Verhandlungsvorschläge  von  Ägypten  annahmen,  die  lediglich  eine
Waffenruhe und die kurzfristige Lieferung humanitärer Hilfsgüter umfassten,
jedoch  beispielsweise  die  Rückstufung  der  von  Israel  deklarierten
Pufferzonen außer  Acht  lies,  wuchs  der  Druck  auf  die  Hamas.  Um ihre
Glaubwürdigkeit und Willensstärke unter Beweis zu stellen, ließen sie in den
letzten Tagen des Konflikts mehrere Kämpfer_innen hinrichten, die sie der
Kollaboration mit Israel bezichtigten.

Hamas feiert „Sieg“ in Gaza

Auf den Straßen von Gaza wird nun der Sieg über die israelische Armee
gefeiert,  größenwahnsinnig und realitätsfern wird der Bau eines eigenen
Flughafens  verkündet  und  die  Beendigung  der  Besatzung  scheint  zum
Greifen nah. Deshalb möchte sich Präsident Abbas auch am 15. September
an den UN-Sicherheitsrat wenden, um dort den genauen Plan für den Abzug
der IDF (Israel Defence Force) auszumachen. Blöd nur, dass die USA dort
nach wie vor ein Vetorecht haben.

Doch auch an die nächste Instanz, den Internationalen Strafgerichtshof, hat
Abbas  schon  gedacht.  Im  Falle  einer  Untersuchung  der  Verbrechen  in
Palästina  würden  am  Ende  wahrscheinlich  mehr  Hamas-Mitglieder  als
israelische Politiker_innen oder Soldat_innen verurteilt werden würden, da
der  zionistische  Staat  viele  seiner  Verbrechen  bisher  unter
„Selbstverteidigung“  verbuchen  konnte.

Die aktuelle Kritik an der israelischen Regierung kommt nicht aus der
Friedensbewegung,  sondern  aus  dem nationalistisch-konservativen  Lager.
Die erhoffte Schwächung der Hamas ist nicht eingetreten, so dass einige
Kabinettsmitglieder  sogar  eine  Fortsetzung  der  Militäroffensive
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forderten[5].Mit der saubersten Weste kommt jedoch Ägyptens Präsident Al-
Sisi  aus  dem Konflikt  heraus,  der  sich  als  Friedenstaube hinstellt,  nicht
zuletzt  weil  die  israelische  Regierung  an  guten  Beziehungen  zu  Kairo
interessiert ist und die USA ihm den Rücken stärken. Dass die Beteiligung
Ägyptens an der Zerstörung der Versorgungstunnel und die Schließung der
Grenzen nicht besser ist als die israelische Blockade des Gazastreifens, wird
da schnell vergessen.

Die Waffenruhe trägt sicherlich dazu bei, dass viele Menschenleben gerettet
werden können. Jedoch ist es ein Trugschluss zu glauben, dass sie zur
Lösung des Nah-Ostkonflikts beiträgt, denn nur weil die Angriffe enden,
ist  noch  nicht  das  Ende  des  Krieges  erreicht.  Die  Unterdrückung  der
Palästinenser_innen in den besetzten Gebieten,aber auch innerhalb Israels,
und der Landraub gehen weiter. Nach wie vor gibt es kein Rückkehrrecht für
palästinensische Geflüchtete, die mittlerweile auf der ganzen Welt verstreut
sind und die angekündigten Investitionen für die israelische Armee sind böse
Vorboten für kommende Konflikte. Das erklärte Ziel der Regierung ist es, die
„Terroristen“  ein  für  alle  mal  zu  eliminieren  und,  da  nach  zionistischer
Definition eigentlich jede_r Palästinenser_in potentiell terroristisch ist, wird
der „Kampf gegen den Terror“ bald in eine neue Runde gehen. Nämlich
dann, wenn der palästinensische Widerstand, eine dritte Intifada, es nicht
schafft,  das Apartheids-Regime zu stürzen. Die Öffnung der Grenzen, die
sozialen Angriffe auf die israelische Bevölkerung zu Gunsten der Armee und
der  zunehmende  Druck  Ägyptens  auf  Gaza  sind  Faktoren,  die  eines
begünstigen können: Die Erkenntnis, wer der wahre Feind ist, nämlich die
religiös-fundamentalistische, diktatorische Bourgeoisie im Nahen Osten!

Svenja Spunck, REVOLUTION Berlin

[1] http://www.tagesschau.de/ausland/gaza-427.html

[2] Svenska Dagbladet, 01.09.2014

[ 3 ]
http://www.middleeasteye.net/news/israeli-cost-operation-protective-edge-20
46309157
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[ 4 ]
http://www.freunde-palaestinas.de/palaestina-heute/2006-israel-provoziert-un
d-plant-enteignung-von-400-hektar.html

[ 5 ]
http://www.t-online.de/nachrichten/ausland/id_70792162/palaestinenser-droh
en-israel-rueckzug-oder-strafgericht.html

YOU  CAN‘T  EVICT  A
MOVEMENT  –  Stellungnahme
der  Geflüchteten der  Gerhardt-
Hauptmann-Schule
Stellungnahme  der  Geflüchteten  vom  Dach  der  früheren  Gerhardt-
Hauptmann-Schule

Wir befinden uns jetzt seit sechs Tagen auf dem Dach. Die letzten Tage
waren für uns sehr hart und anstrengend, nicht nur weil wir auf dem
Dach waren, sondern eher weil wir immer und immer wieder mit Schikanen
der Polizei konfrontiert wurden.

Während der Nacht vom 27. auf den 28. Juni hat die Polizei an den Türen
gerüttelt  und  Durchsagen  gemacht,  sodass  wir  nicht  schlafen  konnten.
Schlafentzug ist nur eine der Methoden, mit denen sie unseren Widerstand
brechen wollen. Da der Ramadan angefangen hat, fasten vielen von uns. Der
durch  die  Polizei  verursachte  Schlafmangel  und  die  Anforderungen  des
Fastens machen die Lage für uns noch prekärer.

Während des Tages hat uns die Polizei auf rassistische Weise beleidigt. Sie
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haben uns von einem anderen Dach aus beobachtet und gewunken, nicht nur
mit Handschellen, sondern auch mit Bananen.

Wir setzen unseren Kampf für die Pressefreiheit  fort.  Wir fordern immer
noch, dass Journalisten rein gelassen werden!

Zu dem „Angebot“ von gestern:

Bisher hat der Bezirk versprochen, dass sie nicht räumen und die Polizei hat
auf Twitter verbreitet, dass sie nicht ohne Anweisung des Bezirks räumen.

Wir  sehen  die  Tatsache,  dass  versprochen  wurde,  dass  die  Schule  ein
Flüchtlingszentrum werden soll,  positiv, und auch, dass wir während den
Umbaumaßnahmen in dem Gebäude bleiben dürfen.  Es gab aber andere
Menschen, die die Schule nicht freiwillig verlassen haben. Diese Menschen
wurden nicht einbezogen; einige von ihnen leben auf der Straße, weil es
keinen Platz für sie in den versprochenen Orten gibt, andere wollten nicht
dorthin ziehen.

Wir sind von den Methoden des Senats enttäuscht und empört  über die
Lügen von Kolat. Wir kämpfen als eine Bewegung und erwarten, dass jeder
der von dem Abkommen mit Kolat eingeschlossen war eine positive Antwort
erhält.

Seit dem Beginn haben wir die Forderung nach Aufenthaltserlaubnissen, dem
Recht zu bleiben (!) betont, die Schule ist nicht unser Hauptziel. Uns ist
bewusst, dass der Bezirk diese Forderung nicht erfüllen kann, aber er könnte
zumindest  Druck  ausüben  und  unsere  politischen  Forderungen  aktiv
unterstützen. Wenn es wirklich ein internationales Flüchtlingszentrum geben
soll,  welchen Nutzen hätte es, wenn die Menschen abgeschoben werden?
Wenn nur die Menschen, die sich jetzt im Gebäude/auf dem Dach befinden,
bleiben dürfen, heißt dies, dass lagerähnliche Strukturen eingeführt werden
(Eingangskontrollen etc.).

Es gab große Solidarität auf der Demonstration am Samstag, viele Menschen
waren da und bei den Blockaden.



Es ist an der Zeit die Asylpolitik zu ändern!

Es ist an der Zeit für eine wirkliche Antwort auf unsere Forderungen!

Aufenthaltsrecht und Bleiberecht!

Das sind unsere Rechte und wir sind immer noch bereit für sie zu sterben!

Wir brauchen eine Antwort!

YOU CAN‘T EVICT A MOVEMENT

Brandanschlag  am  Berliner
Oranienplatz:  Brot  und  Rosen
den  Flüchtlingen,  Feuer  und
Flamme dem Rassismus
In den frühen Morgenstunden des 19. Juni wurde erneut ein Brandanschlag
gegen eines der Zentren des Flüchtlingsprotests in Berlin verübt. Zwischen
4.30  und  5.00  Uhr  morgens  legten  nach  Aussagen  von  Zeugen  zwei
vermeintlich  junge  Männer,  ein  Feuer  am  Infozelt  der  Flüchtlinge.  Das
Infozelt sollte ein Symbol des andauernden Protestes der Flüchtlinge sein,
nachdem der Senat durch die Spaltung der Flüchtlinge am Oranienplatz das
Camp hatte räumen können.

Wir verurteilen diesen Akt der zwei Täter, die fliehen konnten, als das was er
ist: ein rassistischer Anschlag gegen den Protest der Geflüchteten. Die Aktion
war offenkundig geplant. Die Täter gingen schnell und gezielt vor. Auch den
Schichtwechsel  der  vor  Ort  stationierten  Polizei  hatten  sie  scheinbar
einkalkuliert. Sie erwies sich bereits zum dritten Mal (!) als unfähig (oder
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unwillig?), Brandanschläge am Oranienplatz zu verhindern.

Die Schlussfolgerungen, die wir daraus ziehen, sind allerdings andere, als sie
von  der  bürgerlichen  Presse,  von  Polizei  und  Politik  zu  erwarten  sein
werden. Erstens geht es für uns um mehr als das persönliche Motiv der
Täter. Fakt ist: sie haben das Zelt am Oranienplatz, von dem jede/r weiß,
wofür es steht, gezielt in Brand gesetzt. Und es steht gegen die Entrechtung
und den politischen Protest einer der am stärksten unterdrückten Gruppen in
Deutschland, deren Unterdrückung rassistisch gerechtfertigt und durch die
imperialistische Politik von Staaten wie der BRD durchgesetzt wird. Ihre Tat
ist also als rassistischer Akt zu verstehen.

Dabei steht für uns auch nicht zur Debatte, dass die Täter angeblich „jung“
oder  „südländischen  Aussehens“  waren,  wie  die  Presse  unkommentiert
behauptet,  um  damit  über  das  eigentliche  rassistische  Problem
hinwegzutäuschen  und  auf  eine  Einzeltat  von  „kriminellen  Jugendlichen“
oder  „Südländern“  abzuschieben.  Vielmehr  ist  das  Ausdruck  ihrer
jugendfeindlichen und rassistischen Propaganda. Damit setzen viele Medien
ihre „Berichterstattung“ fort, die seit mehr als einem Jahr Hass und Unmut
unter der Bevölkerung gegen den berechtigten Protest der Geflüchteten zu
schüren versuchen.

Zweitens zeigt der erneute Brandanschlag, dass die Polizei weder willens
noch dazu in der Lage ist, die Geflüchteten zu schützen. Sie dient vielmehr
dazu,  den  Protest  der  Geflüchteten  zu  kriminalisieren,  anzugreifen  und
andernorts auch direkt gewaltsam zu zerschlagen. Mögliche Forderungen
von  PolitikerInnen  wie  CDU-Innensenator  Henkel  nach  mehr  „Law  and
Order“ sind nicht im Sinne der Geflüchteten, sondern gegen ihre Interessen
gerichtet. Nur die Geflüchteten selbst, die Linke und die sie unterstützende
Jugendbewegung, ArbeiterInnen und ihnen wohlgesonnene AnwohnerInnen
können  eine  Selbstverteidigung  aufbauen,  die  wirklich  im  Sinne  der
Geflüchteten  ist.

Drittens stellen wir uns allen zu erwartenden Stimmen entgegen, die eine
endgültige Beendigung des Protestes fordern werden, mit dem Argument,
dass  es  „nur mehr Unruhe,  Unmut und zu rechtsfreien Räumen“ führen



werde, wie die CDU, aber auch das Gros von SPD und Grünen es in etwas
netteren  Formulierungen vorbringen.  Denn es  sind  die  Geflüchteten,  die
berechtigten  Unmut  über  ihre  Entrechtung  äußern.  Unruhe  gegen  die
bestehenden Zustände ist angebracht und legitim. Dass dieser Protest auch
Rechte, Faschisten oder „besorgte Bürger“ auf den Plan ruft, liegt in der
Natur der Sache. Wir werden unsere Politik jedoch nicht am rechten Rand
der  Gesellschaft  festmachen  oder  an  den  Statements  der  regierenden
Parteien.

Wir brauchen mehr, nicht weniger Protest, Unruhe, Widerstand – so lange,
bis die Geflüchteten nicht mehr in Lagern und in Armut leben, zu Tausenden
abgeschoben werden; so lange, bis sie die gleichen Rechte – das Recht auf
Bewegungsfreiheit, auf politische Teilhabe und auf Arbeit – haben, wie alle
anderen StaatsbürgerInnen!

Unser Kampf gegen die Diskriminierung und Entrechtung der Geflüchteten
geht weiter. Der erneute Brandanschlag sollte ein Weckruf an alle Linken
und AntirassistInnen sein, sich mit dem Protest zu solidarisieren. In diesem
Sinne organisiert ein Bündnis von linken Organisationen, SchülerInnen und
Studierenden am 1. Juli einen Schul- und Unistreik in Berlin. Beteiligt Euch
an  der  Mobilisierung!  Kommt  zur  Demonstration!  Beginn:  10.00,  Rotes
Rathaus!

Ein Artikel von Georg Ismael, REVOLUTION-Berlin

SCHUL- UND UNISTREIK AM 1.
JULI  –  Gegen  Rassismus  und
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Krieg!
ein Artikel von Georg Ismael

Stell Dir vor es ist Schule und niemand geht hin. Nein, wir reden nicht von
den Schulferien. Wir reden von Jugendlichen, die ihre Bildungseinrichtungen
bestreiken  und  auf  die  Straße  gehen,  um  für  politische  Forderungen
einzutreten.  Nach  den  großen  Bildungsprotesten,  die  2006  bis  2011
Hunderttausende mobilisierten, gibt es nun wieder Bewegung unter jungen
SchülerInnen  und  Studierenden.  Diesmal  für  die  Forderungen  der
Flüchtlinge, gegen Rassismus und Krieg. Es ist höchste Zeit, dass es wieder
eine linke Jugendbewegung in Deutschland gibt.

Der Rassismus gegen Flüchtlinge, die nach Deutschland kommen, empört
v.a. Jugendliche. Tausende Menschen, die in den vergangenen Jahren an den
Außengrenzen der EU umkamen, sich in Flüchtlingslagern aus Verzweiflung
das Leben nahmen sowie Armut, Unterdrückung und Krieg, die sie zur Flucht
zwingen, sind Anlässe genug für Empörung – und sie sind Ausdruck einer
imperialistischen Welt.

Doch Flucht und Krieg finden nicht nur weit  entfernt statt.  Die EU und
Deutschland bringen nicht nur außerhalb Europas diktatorische Regierungen
an  die  Macht,  plündern  Ressourcen,  führen  Krieg  und  beuten  die
Bevölkerung  schamlos  aus.

Als  im  Dezember  2013  4.000  SchülerInnen  in  Hamburg  gegen  die
bestehenden  Asylgesetze,  gegen   Residenzpflicht,  Arbeitsverbot  und  die
politische Entrechtung der Flüchtlinge ihre Schulen bestreikten, war das ein
wichtiges Signal. Zwar gab es im vergangenen Jahr immer wieder Proteste
gegen Rassismus und die deutsche Flüchtlingspolitik, doch sie blieben oft
regional und isoliert. Die Aktionen der Hamburger Linken und Jugendlichen
waren  eine  Inspiration,  die  kurz  darauf  im  Februar  zu  einem  weiteren
Schulstreik in Berlin führte, an dem sich 4.000 Jugendliche beteiligten.
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Das Bündnis, dass von REVOLUTION und der linken SchülerInnengruppe
Red  Brain  initiiert  wurde,  zog  schnell  viele  neue  AktivistInnen  und
Jugendorganisationen  an.  Umso  mehr,  da  der  Berliner  Senat  das
Flüchtlingscamp am Oranienplatz schnell räumen wollte – direkt durch die
Polizei  oder durch eine Spaltung des Protestes,  unter dem Vorwand von
Verhandlungen.

Seitdem  konnten  die  Landesregierungen  der  Flüchtlingsbewegung  viele
Schläge versetzen. Es gab zahlreiche Abschiebungen. Auch die öffentlichen
Protestcamps wurden vielerorts  geräumt.  Die Aktionen,  insbesondere der
SchülerInnen,  konnten  diese  Angriffe  vorerst  nicht  verhindern.  Aber  sie
mobilisierten dennoch tausende Jugendliche. Viele gingen zum ersten Mal für
politische  Fragen  auf  die  Straße.  Unter  ihnen  waren  auch  migrantische
Jugendliche, die sehr direkt vom Rassismus betroffen sind. Die Teilnahme
von MigrantInnen ist besonders wichtig, denn unsere Forderungen können
nur  durch  eine  Massenbewegung  umgesetzt  werden.  Gerade  die
Mobilisierung  und  Radikalisierung  von  Jugendlichen  spielt  dabei  eine
zentrale  Rolle.

Bestärkt  durch  den  Schulstreik  im  Februar  und  die  wachsenden
Flüchtlingsströme nach Europa, beschlossen die Berliner AktivistInnen daher
im April, einen weiteren Schulstreik am 1. Juli zu organisieren.

 

Ein zentrales Problem der Flüchtlingsbewegung und ihrer UnterstützerInnen
ist  jedoch ihre mangelnde bundesweite und internationale Organisierung.
Aktionen wie der Marsch von Würzburg nach Berlin oder jetzt von Straßburg
nach Brüssel sind positive Beispiele für die Eigeninitiative der  Flüchtlinge.
Doch sie sind sehr isoliert von einer Bewegung, die auch Menschen ohne
Flüchtlingshintergrund auf die Straße bringt.

REVOLUTION  und  Arbeitermacht,  sowie  die  GenossInnen  der  Neuen
antikapitalistischen Organisation (NaO) wollen diese Initiative voranbringen.
Wir  fordern  die  Antikriegsbewegung  und  die  Organisationen,  die  die
Demonstrationen in  Solidarität  mit  den AntifaschistInnen und gegen den



Krieg in der Ukraine am 31. Mai organisierten, dazu auf, am 1. Juli ebenfalls
bundesweite  Aktionen  zu  organisieren.  Wir  wollen  auch  die
Gewerkschaftslinke dafür gewinnen, aktiv den Kampf für die Forderungen
der  Geflüchteten  und  gegen  die  imperialistischen  Machenschaften  der
deutschen  Regierung  in  der  Ukraine  zusammen  mit  kämpferischen
GewerkschafterInnen  in  den  DGB  tragen.

Mitmachen!

Wir rufen alle Initiativen und Organisationen der Flüchtlingsbewegung dazu
auf, sich stärker zu vernetzen. Gemeinsame Aktionen am 1. Juli und eine
nachfolgende bundesweite Konferenz aller Beteiligten könnte ein wichtiger
Schritt dafür sein. Gerade Jugendorganisationen wie Solid, die JuSos, die
SDAJ  oder  antifaschistische  Gruppen  sollten  einen  Beitrag  zu  dieser
Bewegung  leisten.

Wir von REVOLUTION und Arbeitermacht werden gegen Rassismus, Krieg
und Abschiebung auf die Straße gehen und zugleich für eine weitergehende
politische  Perspektive  eintreten:  für  ein  Europa  ohne  Grenzen,  ohne
Ausbeutung, Krieg und Abschiebung – für ein sozialistisches Europa. Denn
nur eine Welt ohne Imperialismus, kann auch eine Welt sein, in der niemand
fliehen muss, in der Menschen frei sind, zu leben, zu arbeiten und sich zu
verwirklichen, wo sie wollen.

Solidarität  mit  den
AntifaschistInnen  in  der
Ukraine:  Gegen  Faschismus,
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Imperialismus und Krieg
Das Massaker von Odessa, dem mindestens 46 Menschen zum Opfer fielen,
verdeutlicht,  mit  welcher Regierung wir  es  heute in  der Ukraine zu tun
haben.  Die  Koalition aus Neo-Liberalen,  Oligarchen und Faschisten führt
einen  Krieg  gegen  die  Linke,  gegen  AntifaschistInnen,  gegen  jeden
Widerstand  aus  der  eigenen  Bevölkerung.

Seit Wochen führt sie einen „Antiterroreinsatz“ gegen alle Kräfte im
Osten  und  Süden  des  Landes,  welche  die  neue  Regierung  nicht
anerkennen  wollen.  Sie  alle  werden  umstandslos  als  „Separatisten“  und
„Agenten Moskaus“ diffamiert, um das Vordringen der ukrainischen Armee,
der  aus  „zuverlässigen“,  nationalistischen  und  faschistischen  Kräften
bestehenden  „Nationalgarde“  und  der  Privatarmeen  der  Oligarchen  zu
rechtfertigen.

Die Nazi-Banden des “Rechten Sektors” verbreiten Terror. In den von der
Regierung kontrollierten Gebieten sind alle Linken, die sich klar gegen die
neuen Machthaber stellen, praktisch in die Illegalität gezwungen. Die Büros
der  sozialistischen  Organisation  „Borotba“  (Kampf)  und  der
„Kommunistischen Partei“ wurden verwüstet, Versammlungen werden von
Schlägertrupps gesprengt, auf die Mitglieder wird öffentlich Jagd gemacht.
Es wird wird nichts anderes als eine Pogromstimmung verbreitet.

Konterrevolutionärer Vorstoß

Die  ‚Revolution’  vom  Maidan  führte  zu  einer  konterrevolutionären
Machtverschiebung.  Sie  hat  eine  Koalition  von  rechten  Nationalisten
(neoliberale Agenten des Westens), eine faschistische Frontpartei (Swoboda)
und  eine  Koalition  von  faschistischen  Banden  (Rechter  Sektor),  die  als
Ordnungstruppe der neuen Regierung fungiert, an die Regierung gebracht.

Sie  soll  nun  vollenden,  was  die  „Orangene  Revolution“  früher  nicht
vermochte – die gesamte Ukraine dem westeuropäischen und US-Kapitals zu
unterstellen und das Land zu einem Anhängsel des westlichen Imperialismus
zu machen.
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Natürlich standen auch die Vorgängerregierungen des aktuellen Regimes
unter imperialistischen Einfluss. Auch die Regierung Janukowitsch war eine
der „Oligarchen“. Aber sie spiegelten eine Balance zwischen dem Einfluss
der EU, der USA und Russlands wider, die sich politisch in einem Zick-Zack-
Kurs zwischen den konkurrierenden Mächten ausdrückte.

Damit soll jetzt Schluss sein, geht es nach de Kiewer Regierung, v.a. aber
nach dem Willen der USA und ihrer Verbündeten. Zweifellos gibt es auch im
westlichen  Lager  Widersprüche.  Während  es  den  USA v.a.  darum geht,
Russland  zurückzudrängen  und  zugleich  auch  die  Festigung  des
europäischen  imperialen  Rivalen  zu  behindern,  drängen  die  deutsche
Regierung u.a. EU-Regime auf eine möglichst rasche Anbindung an die EU,
um den ukrainischen Markt zu erschließen und zugleich den Schaden für das
Russland-Geschäft gering zu halten. Dazu sind sie auch eher als die USA zu
Verhandlungen  und  zur  Berücksichtigung  der  Interessen  der  „östlichen
Oligarchen“ und Russlands bereit – wenn auch als untergeordneter Faktor
unter der Dominanz der EU.
Für  diese  Zwecke  greifen  die  westlichen  Imperialisten  auch  auf  die
faschistischen Banden zurück, welche die Kiewer Regierung stützen. Dazu
wurden auch alle reaktionären Gesetze und Vorhaben der Kiewer Regierung
gedeckt,  die sich gegen die russischsprachige Bevölkerung richten.  Dazu
wird  die  „Demokratie“  in  Kiew  über  den  grünen  Klee  gelobt  und  der
Mainstream der Medien spielt munter mit. Die wirklichen wirtschaftlichen
und politischen Pläne der Kiewer Regierung und der westlichen Imperialisten
werden dabei praktisch ausgeblendet:

sozialer Kahlschlag, Streichung von Subventionen für Lebensmittel
und  Energie  für  die  Bevölkerung  infolge  der  Auflagen  für  IWF-
Kredite;
Ausverkauf des Landes an westliches Kapital;
drohender Ruin der Industrie im Osten nach Öffnung des Marktes,
damit verbundene Massenarbeitslosigkeit und weitere Verelendung;
weiteres Vordringen der NATO an die russische Grenze.

Dazu nehmen die westlichen Regierung, einschließlich der Bundesregierung
einen  Bürgerkrieg  in  der  Ukraine  billigend  in  Kauf.  Allenfalls  heuchelt



Außenminister  Steinmeier  Mitgefühl  mit  den  Opfern  von  Odessa  –  und
schüttelt davor und danach Faschisten die Hand.

Um  den  russischen  Imperialismus  und  seine  Machtansprüche
zurückzudrängen,  investierten  die  USA  und  Deutschland  nicht  nur  in
Unternehmen, sondern auch Milliarden in die „Zivilgesellschaft“. Die USA
haben sich die „Demokratiebewegungen“ in den letzten beiden Jahrzehnten
rund 5 Mrd. Dollar kosten lassen. Mit Klitschkos UDAR hält sich die CDU-
nahe  Adenauer-Stiftung  gar  eine  eigene  Partei  im  Land  –  und  jammert
zugleich über zu viel „russische Einmischung“.
Die  Wahlen  am  25.  Mai  sind  eine  einzige  Inszenierung,  um  der
Machtergreifung  von  pro-westlichen  Oligarchen  einen  demokratischen
Anstrich geben. Dabei hat die neue Regierung mit undemokratischen Mitteln
die Rada, das ukrainische Parlament, gesäubert, der Kommunistischen Partei
droht  das  Verbot.  Ein  Wahlkampf  für  Oppositionelle  ist  praktisch  nicht
möglich.  Das  Wahlgesetz  wurde  –  entgegen  den  ach  so  heiligen
demokratischen Gepflogenheit der EU – kurzfristig geändert,  so dass der
neue  Präsident  auch  dann  rechtmäßig  im  Amt  wäre,  wenn  in  ganzen
Landesteilen wie Donezk und Lugansk gar nicht gewählt wird.

Widerstand

Der Widerstand gegen dieses Regime, der sich im Süden und Osten des
Landes  entwickelt  hat,  ist  daher  vollkommen  legitim.  Gegen  die
faschistischen  Schläger  des  „Rechten  Sektors“,  gegen  die  „Anti-
Terrorkampagne“  der  Nationalgarde  sind  Selbstverteidigung  und
bewaffneter  Widerstand  nicht  nur  gerechtfertigt,  sondern  unerlässlich  –
allein schon, weil sonst weitere Massaker wie in Odessa nicht zu verhindern
sind. Als Revolutionäre und Anti-FaschistInnen haben wir immer militanten
antifaschistischen Widerstand verteidigt.  Wenn das  hier  gegen NPD und
Kameradschaften  richtig  ist,  dann  gegen  die  viel  gefährlicheren
Mörderbanden  in  der  Ukraine  erst  recht!

Zweifellos  verfolgt  auch  der  russische  Imperialismus  seine  eigenen
Interessen, wenn er sich als „Unterstützer“ des Widerstands darstellt. Er ist
jedoch ein falscher Freund und verräterischer Bundesgenosse.



Das Genfer Abkommen mit den westlichen Imperialisten, die Unterstützung
für  den  Parlamentswahltermin  am  25.  Mai,  die  Opposition  gegen  die
Volksabstimmung am 11. Mai zeigen: Putins Ziel ist eine Annäherung v.a. an
die EU und den deutschen Imperialismus, mit denen er eine Aufteilung der
Ukraine vereinbaren möchte. Sein Problem ist jedoch, dass die USA und ihre
engsten  Verbündeten  in  der  EU  Britannien  und  Polen  jede  Art  von
Kompromiss  blockieren  wollen.

Der  politischen  Ausrichtung  der  Führungen  der  „Volksrepubliken“  von
Donezk und Lugansk stehen wir kritisch gegenüber. Etliche von ihnen stehen
unter dem politischen Einfluss der russischen Regierung, andere unter dem
von lokalen Großkapitalisten. Viele sind eher zufällige Größen. Aber es ist
schlichtweg  eine  Verleumdung  durch  die  Kriegshetzer  im  Westen,  die
Bewegung  im  Osten  und  Süden  des  Landes  als  eine  von  „russischen
Agenten“ hinzustellen.

Anders  als  beim Maidan gibt  es  jedoch keine  fest  gefügte  Führung aus
Parteien  der  Oligarchie  und  der  Faschisten,  die  von  Beginn  an  einen
dominierenden Einfluss auf die dortige Bewegung hatten. Die „Partei der
Regionen“  des  Ex-Präsidenten  Janukowitsch  ist  zerfallen.  Faschistische
Organisationen, die hinsichtlich Größe, Kampfkraft und Einfluss mit Swoboda
oder dem „Rechten Sektor“ vergleichbar wären, gibt es im Osten oder Süden
des Landes nicht.
Ursprünglich waren die Besetzungen von Rathäusern im Osten des Landes
wahrscheinlich auch nur von einer Minderheit getragen. Die Brutalität der
Reaktion, der „Anti-Terrorkampf“ und die Angriffe des „Rechten Sektors“ z.B.
in Mariupol, wo ein zweites Odessa verhindert werden konnte, haben ihr
jedoch Massenzulauf oder jedenfalls deren Unterstützung gebracht. Armee-
und  Polizeieinheiten  weigerten  sich,  gegen  die  eigene  Bevölkerung
vorzugehen,  zogen  sich  zurück,  desertierten  oder  wechselten  gleich  die
Seiten.  Daher  wurde  auch  das  Referendum  am  11.  Mai  zu  einer
Massendemonstration  gegen  die  Kiewer  Regierung.

Mit  ihrem Ruf  nach  Abtrennung  und  einem Anschluss  an  die  russische
Föderation  steuern  die  Führer  der  Donezk-Republik  allerdings  einen
gefährlich-abenteuerlichen  Kurs  und  entfremden  sich  großer  Teile  der



Bevölkerung, deren nationale Identität und Sprache ukrainisch ist. Außerdem
erschwert es zusätzlich, den Widerstand im östlichen Teil mit dem möglichen
Aufbegehren gegen die Kürzungspläne von EU und IWF in der gesamten
Ukraine zu verbinden.

Solidarität mit der ukrainischen Linken!

In dieser Situation stehen die ukrainischen Linken vor einer extrem schweren
Aufgabe.
Einerseits  müssen  die  den  Kampf  gegen  die  Kiewer  Regierung,  gegen
faschistische Angriffe, gegen die Unterordnung des Landes unter USA, EU
und NATO führen.

Andererseits  geht  es  darum,  unter  den  Widerständischen  für  eine
internationalistische,  klassenkämpferische  und  revolutionären  Perspektive
einzutreten,  den  Einfluss  russisch-nationalistischer  Kräfte  oder  von
Anhängern  einzelner  Oligarchenfraktionen  zurückzudrängen.

Heute ist in der Ukraine die Verteidigung der Städte im Osten und Süden
gegen die Angriffe der Faschisten und der Regierung eine Vorbedingung, um
überhaupt eine Massenbewegung gegen die Regierung aufbauen und darin
für  eine  revolutionäre  Ausrichtung  kämpfen  zu  können.  Ein  Sieg  der
Regierung über den Osten würde zu Pogromen wie in Odessa
führen und jede Opposition den faschistischen Schlächtern preisgeben.

In  den  „Volksrepubliken“  des  Ostens  werden  auch  soziale  Forderungen
erhoben wie die nach der Enteignung der Oligarchen. Das gleiche gilt für
vom  Imperialismus  kontrollierte  Unternehmen  wie  der  größten
Bergbaugesellschaft Burisma, in deren Vorstand Hunter Biden, der Sohn des
US-Vizepräsidenten, seit Mitte Mai sein Unwesen treibt. Wir unterstützen
diese  Forderungen.  Werden  sie  mit  dem  Aufbau  von  demokratischen
Strukturen  der  Bevölkerung  und  v.a.  der  ArbeiterInnen  verbunden,  so
können sie  zu  einem Hebel  werden für  die  Umgestaltung der  gesamten
Wirtschaft und Gesellschaft im Interesse der Lohnabhängigen.

Im Osten ist der staatliche Zwangsapparat praktisch zerfallen. Es fragt sich,
wer und was an seine Stelle tritt. Solange die „Regierungen“ in Donezk oder



Lugansk  unter  keiner  demokratischen  Kontrolle  der  Bevölkerung stehen,
können sie selbst leicht zum Spielball äußerer Mächte, von Oligarchen oder
Abenteurern werden. In einer solchen Situation unterstützen wir den Aufbau
von demokratischen Organen der Selbstverwaltung und Verteidigung. Wo sie
bestehen, sollte die Macht in ihren Hände konzentriert sein. Die bewaffnete
Milizen, Soldaten u.a. bewaffnete Einheiten, die die Bevölkerung gegen die
Kiewer Regierung verteidigen wollen, sollten ihnen unterstellt sein.

So kann ein Kurs gewahrt werden, der sich einerseits gegen die Regierung
wendet  und  zugleich  gegen  jede  Unterordnung  unter  den  russischen
Imperialismus. Die sozialistische Organisation „Borotba“ wendet sich gegen
eine russische Annexion der Ostukraine (und Illusionen, die in Teilen der
Bevölkerung  bestehen),  fordert  die  Enteignung  der  Oligarchie  und  der
westlichen Kapitale und tritt für eine sozialistische Umwälzung ein.

Unsere Solidarität gilt daher besonders „Borotba“. Sicher haben auch wir in
einzelnen Punkten Differenzen – auch deshalb, weil „Borotba“ selbst eine
Organisation mit verschiedenen politischen Strömungen ist. Sie stellt unserer
Meinung nach aber den einzigen realistischen Ansatzpunkt für den Aufbau
einer revolutionären Organisation in der Ukraine dar.

Internationalismus

Auf  sich  allein  gestellt  bzw.  in  Isolation  werden  die  ukrainische
Arbeiterklasse und die Linke nicht in der Lage sein, den Klassenkampf gegen
die  eigene  Oligarchie  erfolgreich  zu  Ende  zu  führen  und  sich  der
imperialistischen Unterwerfung unter das Diktat von USA, EU oder Russland
zu  widersetzen.  Sie  braucht  und  verdient  daher  starken  internationalen
Rückhalt!
Besonders für Menschen in den imperialistischen Staaten, die gerade dabei
sind,  die  Ukraine  zu  unterwerfen,  besteht  die  Verpflichtung,  den  Kampf
gegen  ihre  eigene  herrschende  Klasse  zu  führen,  deren  Pläne  auf  die
Unterwerfung der ganzen Ukraine über EU und NATO oder eine Teilung in
Interessensphären  entlang  ethno-linguistischer  Linien  hinauslaufen.  Die
Rolle  von  Obama,  Merkel  und  Co.  als  „Verteidiger  von  Demokratie  und
Menschenrechten“  bzw.  Putins  Rolle  als  „Schützer  der  russischen



Bevölkerung in der Ukraine“ müssen als Schmierentheater entlarvt werden.
SozialistInnen und AntikriegsaktivistInnen in den imperialistischen Ländern
können  am  besten  Solidarität  üben  durch  Bildung  einer  internationalen
Bewegung der Kriegsgegner gegen die Kriegstreiberei aller imperialistischen
Mächte und in Solidarität mit dem antifaschistischen Widerstand.

Die Grundlage dafür sollte sein:

Rückzug aller westlichen bewaffneten Truppen und Militärbasen aus
Osteuropa!  Keine  NATO-Manöver  in  der  Ukraine!  Nein  zu  allen
Boykotten durch USA und EU!
Nieder  mit  allen  imperialistischen  Interventionen,  westlichen  und
russischen!  Keine  fremden  Truppen  und  Geheimdienste  in  der
Ukraine!
Keine  neuen  Kriege,  weder  kalte  noch  mit  Waffen  geführte!
Auflösung der NATO!
Stopp der Unterstützung durch die Bundesregierung u.a. westlicher
Regierungen  für  die  Regierung  in  Kiew!  Weg  mit  dem  EU-
Kürzungsprogramm  für  die  Ukraine!
Solidarität mit dem antifaschistischen Widerstand! Verteidigt linke
Organisationen wie die KP der Ukraine und „Borotba“, die unter der
Repression leiden!

Gemeinsamer  Aufruf  von  ARAB  und  der  NaO-Berlin  zur
Demonstration  am  31.  Mai


